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buches einzustellen. Soweit für derartige Handlungen andere Formen der 
Verantwortlichkeit vorgesehen sind, sind die dafür zuständigen Organe zu 
informieren. Diese entscheiden in eigener Zuständigkeit über weitere Maß­
nahmen.

§ 4
Änderung der Verordnung über Aufenthaltsbeschränkung 

vom 24. August 1961
(1) Die §§ 1, 3 Abs. 2 und § 4 der Verordnung vom 24. August 1961 über 

Aufenthaltsbeschränkung (GBl. II S. 343) werden mit Inkrafttreten des 
Strafgesetzbuch aufgehoben.

(2) Die Dauer einer rechtskräftig gemäß § 3 Abs. 2 der Verordnung 
über Aufenthaltsbeschränkung angeordneten Arbeitserziehung beträgt 
höchstens zwei Jahre ab Inkrafttreten des Strafgesetzbuches. Für die Be­
endigung gelten die Vorschriften des § 45 Abs. 6 StGB in Verbindung mit 
§ 352 StPO.

§ 6
Anwendung der Strafprozeßordnung für anhängige Strafverfahren

Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung finden auf alle zur Zeit 
ihres Inkrafttretens anhängigen Strafverfahren Anwendung.

§ 8
Verwirklichung der Strafen

(1) Mit Inkrafttreten der Strafprozeßordnung geht die Zuständigkeit 
für die Verwirklichung der Strafen auf die im § 339 StPO genannten Or­
gane über. Das gilt auch für bereits rechtskräftig ausgesprochene, jedoch 
noch nicht verwirklichte Strafen.

(2) Die Verwirklichung bereits vor Inkrafttreten der Strafprozeßord­
nung rechtskräftig ausgesprochener Geldstrafen ist innerhalb von sechs 
Monaten vom Ministerium des Innern, Verwaltung Strafvollzug, auf die 
zuständigen Gerichte überzuleiten, sofern diese Geldstrafe nicht in dieser 
Frist verwirklicht werden kann.

§ 10
Verwirklichung von Erziehungsmaßnahmen und Strafen, 

die nach den Bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes vom 23. Mai 1952 
ausgesprochen wurden

(1) Erziehungsmaßnahmen oder Strafen nach den Bestimmungen des 
Jugendgerichtsgesetzes vom 23. Mai 1952 (GBl. S. 411), die vor Inkrafttre­
ten des Strafgesetzbuches und der Strafprozeßordnung rechtskräftig aus­
gesprochen wurden, werden nach den §§ 15, 16 Abs. 1 und §§ 19 bis 21 des 
Jugendgerichtsgesetzes verwirklicht.
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